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hlz: Die Kürzungen der Son-
derzahlung zum Jahresende, 
auch Weihnachtsgeld genannt, 
werden mit der akuten Finanz-
not begründet. Können Sie dies 
nachvollziehen?

Volkmann: Ja und nein. Es 
gibt eine Finanznot. Nach dem 
jüngsten „Konzernabschluss“ ist 
Hamburg pleite. Hamburg hat als 
Konzern ein negatives Eigenka-
pital(!). Der Kernbereich „öffent-
licher Haushalt“ hat so zwischen 
21-23 Mrd. Schulden, dazu kom-
men die Wohnungsbaukreditan-

stalt (3-4 Mrd. Schulden) und 
verschiedene Sondervermögen 
(Sondervermögen Schule: ca. 4 
Mrd. Schulden, Konjunktursta-
bilisierungsfonds: 6 Mrd. Schul-
den etc.).

Gesamtschulden: ca. 34-38 
Milliarden. Die jährliche Net-
to Neuverschuldung, die etwa 
zwischen 500 Mio. – 1 Mrd. 
schwankt, muss bis 2020 wegen 
der Schuldenbremse auf Null ge-
bracht werden. Also: Finanznot 
ist da. Die Frage ist: Wie geht 
man damit um?

Hamburg hat nur begrenzt 
Zugriffsmöglichkeiten auf Ein-
nahmen, etwa Hebesätze der 
Gewerbesteuer; auch bei Grund-
steuer und Grunderwerbssteuer 
und sog. Bagatellsteuern (Hun-
desteuer) sind die Möglichkeiten 
begrenzt, auch wegen etwaiger 
Folgen bei Überwälzung der hö-
heren Steuern auf Mieter.

Alle anderen Steuereinnahmen 
sind aus dem Gemeinschaftstopf 
des föderalen Länderfinanzaus-
gleichs. Das gilt für die gewich-
tigsten Steuern wie Einkommen-
steuer. Dazu gehört auch die 
Körperschafts- und Umsatzsteu-
er. Auch Ländersteuern wie die 
Erbschaftssteuer können nicht 
von einem Land allein verändert 
werden.

Bleiben die Möglichkeiten, 
auf Bundesratsebene Initiativen 
wie z.B. zur Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer zu starten. 
Die Millionäre können auch in 
Hamburg nicht mit einer Ham-

burg-spezifischen Steuer zur 
Kasse gebeten werden.

hlz: Also kurzfristig kaum Al-
ternativen zur Kürzungspolitik?

Volkmann: Es macht durch-
aus Sinn zu schauen, ob auf eini-
ge Ausgaben verzichtet werden 
kann. So was macht ja auch der 
Landesrechungshof. Und hier 
kann man noch Positionen selbst 
entwickeln: Müssen Behörden in 
die Hafencity umziehen und dort 
höhere Mieten zahlen als zuvor, 
weil der Senat entsprechende 
Vereinbarungen geschlossen 
hat, sofern Investoren ihre Flä-
chen nicht vollständig verpach-
tet bekommen? Auch ist die 
Steuerprüfung ein stetiger Quell 
überraschender Einnahmen, 
zumal weder Millionäre noch 
Großunternehmen regelmäßig 
geprüft werden - dann aber die 
öffentlichen Steuerkassen über-
raschend auffüllen. Aber auch 
hier die Frage: Was davon bleibt 
in Hamburg ?

Letztlich: Es muss keine 
Kürzungen beim Weihnachts-
geld geben, wenn eine kritische 
Überprüfung vieler Ausgaben 
auf ihre Sinnhaftigkeit in Zei-
ten der Finanznot erfolgt und 
der Senat auf Bundesratsebene 
Initiativen für eine kommunale 
und länderspezifische Besserung 
der öffentlichen Einnahmen un-
ternimmt. Zudem sollten ver-
schiedene Steuern überprüft und 
dort Spielräume zur Erhöhung 
genutzt werden, sofern in ande-
ren Großstädten die Steuersätze 
höher sind als in Hamburg. Das 
ist eine politische Entscheidung. 
Der Senat sollte keine Sparpoli-
tik betreiben, die die ökonomi-
sche Krise in Hamburg nur noch 
verschärft und daher Gründe 
weiterer Steuereinnahmerück-
gänge (mit-)verursacht. 

hlz: Inwieweit lässt sich Ihrer 
Meinung nach die immer wieder 
ins Feld geführte finanzielle Not 
mit der Steuerpolitik der Regie-
rung Schröder, zu der ja unser 
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jetziger Bürgermeister Olaf 
Scholz gehörte, in Verbindung 
bringen?

Volkmann: Ab 2001 hatte 
die rot-grüne Bundesregierung 
ein gewaltiges Programm zur 
Reduzierung der unternehmeri-
schen Steuerlast durchgesetzt. 
Im Zentrum stand die Senkung 
der Körperschaftssteuersätze auf 
25 Prozent (zuvor differenziert 
nach einbehaltenen und ausge-
schütteten Gewinnen je nach 
Anrechnung ca. 36 %); für die 
der Einkommensteuer unterlie-
genden Unternehmen (Einzelun-
ternehmen, Personengesellschaf-
ten) wurde der Spitzensteuersatz 
auf 42 Prozent reduziert (in 1998 
noch 53 Prozent !).Hinzu kamen 
Steuergeschenke an die Konzer-
ne: Gewinne aus Veräußerungen 
von Kapitalbeteiligungen wur-
den nicht mehr besteuert. Die 
daraus resultierenden staatlichen 
Einnahmeausfälle von Bund, 
Ländern und Kommunen betru-
gen in den Jahren 2001 bis 2006 
jährlich (!) zwischen 29 und 43 
Mrd. Euro. 

Die folgenden Regierungen 

haben die Steuerentlastungspo-
litik fortgesetzt: Von 2011 bis 
2014 werden allein aus dem 
„Wachstumsbeschleunigungs-
gesetz“ vom 1.1.2010, welches 
z.B. die Senkung der Mehrwert-
steuersätze für Hotelübernach-
tungen vorsieht, Steuerausfälle 
von knapp 40 Mrd. Euro erwar-
tet. Und die erneute Senkung 
der Körperschaftssteuersätze ab 
1.1.2008 auf 15 Prozent hat die 
Unternehmen noch einmal um 
ca. 30 Mrd. € entlastet.

hlz: In welcher Relation ste-
hen eigentlich die Verluste der 
HSH-Nordbank zu den gesparten 
50 Millionen durch die Kürzung 
des Weihnachtsgeldes?

Volkmann: Zunächst gilt: die 
HSH-Nordbank hat vom Ham-
burger Senat per Kredit „frisches 
Kapital“ in Höhe von 1,5 Mrd. 
erhalten. Unklar bleibt, ob die 
darüber hinaus gehenden Bürg-
schaften (10 Mrd.) beansprucht 
werden. Die Hamburger Gesell-
schaft für Vermögens- und Be-
teiligungsmanagement (HGV) 
hat die Aufgabe der Wirtschafts-

führung der Hamburger öffentli-
chen Unternehmen (inkl. der Be-
teiligungen). Sie kassierte lange 
Zeit hohe Erträge für den Senat 
aus diesen Beteiligungen, vor al-
lem aus stillen Einlagen bei der 
HSH-Nordbank und Dividen-
denerträge. In 2007 und 2008 
aber musste die HGV Abschrei-
bungen im Umfang von über 1,6 
Mrd. (!) auf die Beteiligungen an 
der HSH-Nordbank vornehmen. 
Mithin stehen nun Verluste bei 
der HGV an, die der Hambur-
ger Haushalt ausgleichen muss, 
nicht gerechnet die ausbleiben-
den Erträge aus der Beteiligung. 
Im Übrigen hat der Hamburger 
Versorgungsfond 546 Mio. € ab-
schreiben müssen auf den Wert 
seiner HSH-Nordbank Wertpa-
piere, was der Hamburger Haus-
halt ausgleichen muss.

 
hlz: Steuerausfälle und nicht 

bewertete Risiken (Bürgschaft) 
nicht mitgerechnet ergibt dies 
dann also insgesamt eine Sum-
me zwischen 3 und 4 Milliarden 
€. Aber: selbst verursacht – hin 
oder her – was halten Sie von der 
‚Schuldenbremse‘?
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Am Pranger
Bremen, Berlin, Schleswig-Holstein und 
das Saarland müssen bis Oktober einen 
Sanierungsplan vorlegen. So will es der 
Stabilitätsrat. Er überwacht die Einhal-
tung der Schuldenbremse.  

Haben diese Länder in der Vergangen-
heit das Geld mit vollen Händen heraus-
geworfen? Wollten einfach nicht sparen? 
Tatsache ist: Bund, Länder und Gemein-
den fahren schon seit Jahren einen 
Schrumpfkurs. Öffentliches Personal 
wurde massiv abgebaut, Investitionen 
gestrichen, Gebühren erhöht…  

Dennoch sind die Schulden gestiegen. 
Üppige Steuergeschenke haben die öf-
fentlichen Kassen ausbluten lassen. In 
den letzten zehn Jahren hatten die Bun-

desländer Einnahmeverluste von über 
160 Milliarden Euro. Länder, die nicht 
rabiat genug kürzen oder Strukturprob-
leme haben, stehen nun am Pranger.  

„Sanierungsplan“ und „Haushalte in 
Ordnung bringen“ heißt nichts anderes 
als erneutes Kürzen und Streichen. Leid-
tragende wären wieder die Schwächsten.  

Erst Kassen plündern und anschließend 
mit einer Schuldenbreme Kürzungen 
zwangsverordnen – das ist die politische 
Logik der letzten Jahre. Die Einnahmen 
müssen endlich wieder erhöht werden. 
Die Wiedereinführung der Vermögens-
teuer und eine höhere Besteuerung gro-
ßer Erbschaften gehören ganz oben auf 
die Tagesordnung.  

VER.DI  BUNDESVORSTAND 
BERE ICH WIRTSCHAFTSPOL IT IK  
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Volkmann: Die auch von der 
SPD getragene Aufnahme der 
Schuldenbremse ins Grundge-
setz betont das Prinzip eines 
ohne Einnahmen aus Krediten 
ausgeglichenen Haushaltes. Da-
mit droht unserer Gesellschaft 
der Abschied von einem Ver-
ständnis aktiver Krisenbekämp-
fung durch den Staat, der sich 
in Zeiten der Krise bewusst mit 
Ausgabeprogrammen antizyk-
lisch um eine Glättung der Kri-
sen bemüht. Gerade die erfolg-
reiche letzte Krisenbekämpfung 
mit Konjunkturpaketen und ak-
tiven Kurzarbeitsregelungen wä-
ren so nicht mehr möglich. Und 
die Finanzwissenschaft kritisiert: 
Öffentliche Zukunftsinvestitio-
nen (Schulen, Wohnbauten, sozi-
ale Einrichtungen) sollen gerade 
über Kredite finanziert werden, 
weil damit eine intergenerative 
„Gerechtigkeit“ erreicht wird. 
Auch nachfolgende Generatio-
nen, die von diesen Angeboten 
profitieren, können so an der 
Finanzierung (und Tilgung) be-
teiligt werden - sonst müsste die 
gegenwärtige Generation alle 
Zukunftsleistungen für künftige 
Generationen bereits heute allein 
aus ihren Steuern zahlen.

 
hlz: Wie wäre es mit einer 

Vermögensbremse, vor dem Hin-
tergrund, dass sich hinter jedem 
Schuldtitel des Staates eine Ver-
mögensposition verbirgt?

Volkmann: Eine zentrale 
makroökonomische Beziehung 
lautet: Der Staat hat die Aufga-
be, die Ersparnisse der Privaten 
aufzunehmen (via Kredit), um 
sie einer nachfragewirksamen 
Verwendung (z.B. öffentliche 
Güter) zuzuführen. Sonst ergäbe 
sich netto ein gesamtwirtschaft-
licher Nachfrageausfall, mithin 
eine Krise. Wenn nun aber durch 
Umverteilung, Begünstigung 
der „Besserverdienenden“, Ab-
schaffung der Vermögenssteuer 
die „Ersparnisse“ immer größer 
werden (übrigens gehören auch 
die einbehaltenen Gewinne der 

Kapitalgesellschaften zur volks-
wirtschaftlichen Ersparnis!), 
entsteht immer mehr Nachfra-
geausfall des privaten Sektors. 
Diese Ersparnis wird einerseits 
weltweit Finanzanlagen suchen 
(das ist übrigens eine Erklärung 
für die internationale Finanzkri-
se!) und ebenso sichere Geldan-
lagen durch Kauf von Staatspa-
pieren; denn der Staat muss sich 
verschulden, hat er doch selbst 
durch die neoliberale Politik 
sowohl Umverteilung als auch 
Nachfragerückgang der Privaten 
„verursacht“. Man möge nur be-
denken, welche geringe Nachfra-
gemöglichkeiten die Arbeitneh-
mer wegen der Hartz-Reformen 
oder auch wegen einer Lohnquo-
te haben, die nunmehr auf den 
Stand von 1962 (!) gesunken ist. 
Also: Vermögensbremse ja - aber 
durch eine Politik, die die Um-
verteilung rückgängig macht, die 
umlagefinanzierte Altersversor-
gung präferiert, statt eine kapi-
talgedeckte und eine Politik, die 
die Einkommen der Arbeitneh-
mer verbessert. Dann wäre auch 
der private Vermögensaufbau 
beschränkt, weil ehemals hohe 
Geldvermögen Einzelner in eine 
breite Verbesserung der Massen-
einkommen transferiert würden.

hlz: Alle Welt redet von Steu-
ermehreinnahmen aufgrund der 
konjunkturellen Situation. Wieso 
sollen unter diesen Vorzeichen 
die Staatsdiener ‚bluten‘?

 
Volkmann: Ich denke da an 

zwei Gründe: Um weiterhin die 
neoliberale Praxis des „Nur Nied-
riglohn schafft neue Arbeitsplät-
ze“ politisch gegen Widerstände 
durchzusetzen, will der Staat 
dies auch am eigenen „Beispiel“ 
durchführen, damit keine Zwei-
fel (bzw. Ausnahmen) an der 
gewünschten „Alternativlosig-
keit“ der neoliberalen Strategie 
aufkommen. Und die „Schulden-
bremse“ wird bekanntlich nicht 
angestrebt, indem der Staat nach 
höheren Einnahmemöglichkei-
ten (Vermögenssteuer, höhere 

Grenzsteuersätze etc.) sucht, 
sondern einseitig und konjunk-
turschädlich nur die Ausgaben 
reduzieren will.

hlz: Der konjunkturelle Auf-
schwung ist primär dem Au-
ßenhandel geschuldet - die Bin-
nennachfrage ist nach wie vor 
schwach. Damit handelt der Se-
nat, wenn er die Gehälter kürzt, 
bezogen auf eine Stärkung des 
Aufschwungs, geradezu kontra-
produktiv. Gibt es für Sie dafür 
eine Erklärung?

Volkmann: Die Erklärung 
kann nur theoretisch sein: Es 
stehen sich grundsätzlich zwei 
Theorien gegenüber, die jeweils 
Regierungshandeln erklären und 
jeweils ihre historische Hochzeit 
haben bzw. hatten. Die neolibe-
rale/neoklassiche Theorie sieht 
den Kapitalismus als prinzipiell 
störungsfreies System, indem 
Krisen nicht aus Nachfragepro-
blemen heraus entstehen. (So 
schrieb selbst der Sachverstän-
digenrat im Jahresgutachten 
1977/78: „Jedes Angebot schafft 
sich seine (ausreichende, R.V.) 
Nachfrage“). Von Lohnkür-
zungen geht daher kein Nach-
frageeinbruch aus, weil Lohn-
kürzungen zu Mehrarbeit und 
höherer Beschäftigung führen – 
ähnlich der Vorstellung, dass auf 
Gütermärkten eine billigere Ware 
auch mehr nachgefragt wird.

Diese Theorie hat sich ange-
sichts anhaltender Lohnkürzun-
gen und Massenarbeitslosigkeit 
in der Weltwirtschaftskrise 1929-
1933 als haltlos erwiesen. Die 
als Kritik an ihr zu verstehende 
keynesianische Theorie betont 
dagegen die Nachfrage, die über 
die Höhe der Produktion und 
damit Beschäftigung entschei-
det. Das haben sogar die Indus-
trieländer in den letzten beiden 
Jahren wieder erkannt mit ihren 
nachfrageorientierten Konjunk-
turprogrammen.

hlz: Je mehr die Löhne ge-
drückt werden – und die Tarif-
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abschlüsse nicht nur für den öf-
fentlichen Dienst waren mehr als 
mau –, desto stärker die inter-
nationale Wettbewerbsposition. 
Sehen Sie hier einen Zusammen-
hang zur Euro-Krise?

Volkmann: Der Zusammen-
hang ist deutlich - und wird ja 
schon in Europa diskutiert (von 
der französischen Finanzminis-
terin Lagarde, vom amerikani-
schen Finanzminister Geithner 
u.a.). Unsere Exporte in andere 
Länder sind dort Importe, also 
Nachfrage nach Gütern, die 
nicht selbst im eigenen Land mit 
Produktion und Arbeit erstellt 
wurden. Unsere Exporte „ex-
portieren“ also Arbeitslosigkeit 
in andere Länder. Und so stehen 
unseren Exportüberschüssen die 
Importüberschüsse anderer Län-
der gegenüber. Wenn aber ein 
Land Importüberschüsse hat, ist 
es gegenüber anderen Ländern 
verschuldet, denn es fragt mehr 
Güter nach, als es selbst erstellt 
hat. Dies muss genauso finanziert 
werden wie die dadurch auch 
entstandene Arbeitslosigkeit we-
gen zu geringer eigener Produk-
tion. Die Finanzierung auf den 
internationalen privaten Kapital-
märkten ist solange unproblema-

tisch, wie die Kapitalgeber daran 
glauben, dass das betreffende 
Land die Schulden zurückzah-
len wird. Je länger aber diese 
Verschuldung anhält und auch 
steigt, umso mehr Zweifel haben 
die Kapitalgeber an der Rück-
zahlungsfähigkeit – und erhöhen 
ihre Risikozuschläge. Dann wird 
die Verschuldung immer teurer – 
und immer mehr muss für Zins-
zahlungen verwendet werden. 
Um dieser wachsenden Zins-
zahlung zu entgehen, suchen die 
Länder nach staatlichen Krediten 
bei der EU-Staatengemeinschaft. 
Je mehr diese aber ebenso zu 
Hilfezahlungen bereit ist, umso 
mehr wird auch bezweifelt, ob 
die Kreditgewährungen von den 
Defizitländern jemals refinan-
ziert werden – mithin auch die 
Kreditgeberländer Zahlungspro-
bleme haben werden.

hlz: Wie ließe sich dieser Ab-
wärtspirale entgehen? 

Volkmann: Die Euro-Krise 
hat letztlich einen konkreten 
Grund: Die Schaffung der Wäh-
rungsunion hätte erst nach einer 
Vereinheitlichung der Wettbe-
werbs- und Produktionsbedin-
gungen erfolgen dürfen (so der 

alte Delors-Plan von 1988). Oder 
nach der Währungsunion hätte 
man eine einheitliche Lohnpo-
litik in Westeuropa vereinbaren 
müssen, um keine individuel-
len Wettbewerbsvorteile durch 
reale Lohnsenkungen wie in 
Deutschland zuzulassen. So aber 
sind Lohnsenkungswettbewerb 
(Deutschland) und Steuersen-
kungswettbewerb (z.B. Irland) 
weiterhin Instrumente im Kampf 
um eigene Konkurrenzvorteile. 
Eine Lösung „aller“ Euro-Krisen 
liegt nur in der Koordination der 
je nationalen Politiken; und das 
Ziel muss sein, auch die Über-
schussländer zu einer Stärkung 
der Binnenwirtschaft zu Lasten 
ihrer aggressiven Außenwirt-
schaftspolitik zu bringen. Denn 
es gilt immer: Den Defiziten in 
der Handelsbilanz stehen im-
mer gleich große Überschüsse 
anderer Länder gegenüber. Also 
lautet der Beitrag Deutschlands: 
Stärkung der Binnennachfrage 
und Verzicht auf ausschließliche 
Exportorientierung.

 
hlz: Wir bedanken uns für das 

Interview.
Die Fragen stellte

Joachim Geffers


